
Satzung der Halloren Schokoladenfabrik AG  
 

 
§ 1 

Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Die Gesellschaft führt die Firma 
 

Halloren Schokoladenfabrik Aktiengesellschaft. 

2. Sie hat Ihren Sitz in Halle/Saale. 
 

3. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
1. Gegenstand des Unternehmens ist vorwiegend die Produktion und der Vertrieb von 

Süßwaren. Daneben ist die Gesellschaft zu Erwerb, Errichtung, Verwaltung, Vermietung, 
Bewirtschaftung und zur Projektentwicklung von Immobilien aller Art berechtigt, aber nicht 
verpflichtet. Insbesondere können Immobilien - auch ausschließlich für die Nutzung durch 
Dritte - modernisiert, entwickelt, geplant oder neugebaut werden. 

 
2. Die Gesellschaft kann sämtliche Geschäfte und Maßnahmen vornehmen, die geeignet sind, 

den Gegenstand des Unternehmens zu fördern. Sie kann jeweils sämtliche Leistungen und 
Produkte der Liefer-, Versorgungs- und Vertriebsketten in ihren Geschäftsbereichen selbst 
erbringen. 

 
3. Die Gesellschaft ist, auch zu Anlagezwecken, berechtigt, sich an anderen Unternehmen, 

die ganz oder teilweise einen gleichen oder ähnlichen Geschäftsgegenstand verfolgen, zu 
beteiligen oder diese zu gründen. Sie kann ihre Geschäfte auf die Verwaltung derartiger 
Beteiligungen beschränken und über ihren Beteiligungsbesitz verfügen. Sie kann ihren 
Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen ausgliedern oder verbundenen 
Unternehmen überlassen. 

 
§3 

Grundkapital, Aktien 
 
1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 5.909.089. 

 
2. Das Grundkapital ist eingeteilt in 5.909.089 Stückaktien ohne Nennwert. 

 
3. Die Aktien lauten auf den Namen. 

Die Aktionäre haben der Gesellschaft zur Eintragung in das Aktienregister die jeweils 
gesetzlich vorgeschriebenen Angaben mitzuteilen. 
 

4. Das Grundkapital der Gesellschaft wurde dadurch erbracht, indem die „Halloren" 
Schokoladenfabrik GmbH mit Sitz in Halle (eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Stendal unter HRB 200.590) nach den §§ 190 ff. UmwG in die Rechtsform der 
Aktiengesellschaft umgewandelt wurde. 
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5. Der Vorstand bestimmt die Form der Aktienurkunden wie auch der Gewinnanteile- und 
Erneuerungsscheine. Ein Anspruch von Aktionären auf Verbriefung Ihrer Anteile besteht 
nicht. 

 
6. Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von 

§ 60 AktG bestimmt werden. 
 

7. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 21. Juni 2021 durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals, insgesamt jedoch 
um höchstens EUR 3.173.963,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016). Die Aktionäre 
haben auf von der Gesellschaft begebene neue Aktien grundsätzlich ein gesetzliches 
Bezugsrecht. Die neuen Aktien können auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 
Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates 
über einen Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre zu entscheiden. Das 
Bezugsrecht kann ausgeschlossen werden · 

 
a. für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsrechtsverhältnisses ergeben, 

 
b. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu einem Betrag von insgesamt 10 % 

des zum Zeitpunkt der Eintragung dieses Genehmigten Kapitals 2016 oder, sollte 
dieser Betrag niedriger sein, von insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Ausübung der 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals (jeweils unter Anrechnung der während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung etwaigen Ausnutzung anderweitiger Ermächtigungen zum 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG), wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet, 

 
c. bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs 

von Unternehmen, Beteiligungen, Immobilien, gewerblichen Schutzrechten (wie z.B. 
Patenten, Marken oder hierauf gerichteten Lizenzen), sonstigen Rechten und 
Forderungen gegen die Gesellschaft. 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten 
der Kapitalerhöhungen und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

 
8. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 300.540 durch Ausgabe von auf den Namen 

lautenden Stückaktien ohne Nennbetrag bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung 
dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, die aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung vom 16. März 2007 bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Eintragung 
des bedingten Kapitals im Handelsregister gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von Ihrem 
Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur 
Erfüllung der Optionen keine Aktien gewährt. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Optionen entstehen, am Gewinn teil. 

 
§4 

Vorstand 
 
1. Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. Der Aufsichtsrat bestimmt die 

Zahl der Mitglieder des Vorstandes. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden und einen 
stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes ernennen. 
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2. Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, wird die Gesellschaft durch zwei Mitglieder 

des Vorstandes gemeinsam oder durch ein Mitglied des Vorstandes zusammen mit einem 
Prokuristen vertreten. 

 
3. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 
4. Der Aufsichtsrat kann die Mitglieder des Vorstandes von den Beschränkungen des § 181, 

2. Alt. BGB befreien und die Befugnis zur Alleinvertretung erteilen. 

 
5. Der Aufsichtsrat hat eine Geschäftsordnung für den Vorstand zu beschließen, die 

insbesondere für bestimmte Arten von Geschäften festlegt, dass diese vom Vorstand nur 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen werden dürfen. 

 

 
§5 

Aufsichtsrat 

 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Er wählt nach jeder Hauptversammlung, die 

über seine Entlastung beschließt, aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 
stellvertretenden Vorsitzenden. Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

 
2. Die Amtsdauer• der Aufsichtsratsmitglieder währt bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn 
der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht 
mitgerechnet. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen 
Mitgliedes erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes. 

 
3. Die Mitglieder des Aufsichtsrates können ihr Amt durch eine an den Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung 
einer Frist von vier Wochen niederlegen. 

 
4. Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden 

schriftlich einberufen, und zwar mit einer Ladungsfrist von 14 Tagen. Außerhalb der 
Sitzungen sind auch schriftliche, fernmündliche oder vergleichbare andere Formen der 
Beschlussfassung, insbesondere per Telefax, E-Mail oder Videokonferenz, zulässig, wenn 
kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht. Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn 
alle drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. 

 
5. Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats erforderliche Willenserklärung 

abzugeben und entgegenzunehmen. 

 
6. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die 

Fassung betreffen. 
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§6 

Hauptversammlung 
 
1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, einem Ort in den Bundesländern 

Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Sachsen oder Berlin oder an einem anderen Ort innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland mit einer Einwohnerzahl von mehr als 100.000 Einwohnern 
statt. 

2. Sie wird durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung muss mindestens 30 Tage vor dem 
Tag, bis zu dessen Ablauf sich die Aktionäre anzumelden haben, bekannt gemacht werden. 
Tagungsort, Tagungszeit und Tagungsordnung sind in der Einladung mitzuteilen. 

3. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physischen 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 
abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermächtigung gilt für die Abhaltung 
virtueller Hauptversammlungen in einem Zeitraum von fünf Jahren nach Eintragung dieser 
Satzungsbestimmung in das Handelsregister der Gesellschaft. 

4. Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptversammlung kann im Wege 
der Bild- und Tonübertragung erfolgen, sofern das Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im 
Ausland hat oder am Tag der Hauptversammlung an der Teilnahme an der 
Hauptversammlung vor Ort verhindert ist oder die Teilnahme an der Hauptversammlung die 
Teilnahme an der Hauptversammlung vor Ort erheblich erschwert oder mit einer 
unangemessenen langen Reisedauer verbunden wäre oder wenn die Hauptversammlung als 
virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. 

 
§7 

Teilnahme an der Hauptversammlung, Ausübung des Stimmrechts 
 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und 
sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung angemeldet haben. Die Anmeldung muss der 
Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse spätestens sechs Tage 
vor der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu 
bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des 
Zugangs sind nicht mitzurechnen. 

2. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, 
ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen 
der Textform. Die Einzelheiten für die Bevollmächtigung werden zusammen mit der 
Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch eine Erleichterung von der 
Textform bestimmt werden kann. 5 135 AktG bleibt unberührt. 

 
§8 

Vorsitz in der Hauptversammlung 
 

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, im Falle 
seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Wenn sowohl der Vorsitzende des Aufsichtsrates als 
auch sein Stellvertreter verhindert sind, wird der Versammlungsleiter durch die 
Hauptversammlung gewählt. 

2. Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die 
Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, die Reihenfolge der Redner sowie die 
Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

3. Der Vorsitzende kann, soweit gesetzlich zulässig, angemessene Beschränkungen der 
Redezeit, der Fragezeit oder zusammengenommenen Rede- und Fragezeit für den 
Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne 
Redner zu Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung festlegen sowie, soweit 
dies für eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist, den 
Schluss der Debatte anordnen. 
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§9 

Beschlussfassung 

 
1. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

 
2. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche 

Vorschriften eine größere Mehrheit verlangen oder weitere Erfordernisse aufstellen, mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der 
Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der 
Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 

3. Bei der Ausübung des Stimmenrechts kann sich der Aktionär vertreten lassen. Der Aktionär 
kann Stimmrechtsvollmacht schriftlich, per Telefax oder -sofern dies durch die Gesellschaft 
in der Einladung zur Hauptversammlung zugelassen wird - elektronisch per E-Mail mit 
einem von der Gesellschaft zu bestimmenden üblichen Echtheitsnachweis erteilen. Die 
Einzelheiten für die Erteilung der Stimmrechtsvollmacht werden gleichzeitig mit der 
Einberufung der Hauptversammlung den Aktionären zugänglich gemacht. 

 

 
§ 10 

Jahresabschluss und ordentliche Hauptversammlung 

 
1. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss für 

das vorangegangene Geschäftsjahr aufzustellen und unverzüglich dem Aufsichtsrat mit 
dem Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie dem Abschlussprüfer 
vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht sowie den 
Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen. Der Abschlussprüfer hat an 
den Verhandlungen des Aufsichtsrats teilzunehmen und über die wesentliche Ergebnisse 
seiner Prüfung zu berichten. 

 
2. Über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Aufsichtsrat schriftlich an die Hauptversammlung 

zu berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen 
zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den 
Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat 
beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu 
überlassen. 

 
3. Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordentliche 

Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Monate eines jeden 
Geschäftsjahres stattzufinden hat. Die Hauptversammlung beschließt über die Entlastung 
des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie über die Verwendung des Jahresgewinns und 
wählt den Abschlussprüfer. 
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§ 11 

Gewinnverwendung 

 
1. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten 

Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

 
2. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Beträge bis zur 

Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. Sie sind darüber 
hinaus berechtigt, weitere Beträge bis zu einem weiteren Viertel des Jahresüberschusses 
in andere Gewinnrücklagen einzustellen, soweit nicht die anderen Rücklagen die Hälfte des 
Grundkapitals übersteigen oder sie nach Einstellung die Hälfte des Grundkapitals 
übersteigen würden. 

 

 
§ 12 

Schlussbestimmung 

 
1. Gesellschaftsblatt im Sinne von § 25 AktG ist der elektronische Bundesanzeiger. Freiwillige 

Bekanntmachungen werden dort oder im Internet auf der Homepage der Gesellschaft 
veröffentlicht. 

 
2. Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten bis zu einem 

Gesamtbetrag von Euro 40.000,00. 


